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fraget ihr, wird denn unsere fernere und endliche Bet
silmmnng seyn? Diese, und ans unser Wort (was euch
auch Falschheit und Bosheit zuflüstern mag) keine am
dere, als erstlich: wenn die sechs Halbbrigaden, jede
zu ??oo Mann formirt und zugeffuzt sind, euch unter
der Anführung eurer Offiziers (deren erste Instruktion
ist, euch mit brüderlicher Achtung und Liebe zu behan-
dein), zur Vertheidigung der heiligsten Sache, und
eben dadurch zur Rettuug euers eigenen Vaterlandes an
die Franken anzuschliessen, mit ihnen wetteifern, wenn's
zum Schlagen kommt, Gefahr, Ruhm und rechtmassige
Beute zu theilen, und wann der Friede geschlossen wird,
stolz auf euern bewiesnen Much, entweder in euer
Vaterland zurükkchren, und dort von euern Vätern,
Brüdern, Liebsten und den Vertretern des Volks, den

Lohn der besten Bürger, der Vertheidiger des Vater-
landes empfangen, oder aber, wenn ihr lieber wollt,
in einem von der ganzen helvetischen Nation avvuirten
(anerkannten) Dienst bei Bundesverwandten (so kurz
oder lang, als es euch gefällt) verbleiben, dem in
allen Betrachtungen angenehmsten, ehrenhaftesten unff
im Ganzen genommen, vorcheilhaftesten Dienst, so je
die Schweizer gehabt haben.

Nun, Bürger, habt ihr die Wahrheit vor Augen,
wählt (aber zaudert nicht) zwischen Pflicht und Läßig.
keit, zwischen Seyn und Nichtsey», zwischen Ehre
und Schande.

Luzern, den ig. Hornung 1799.

Der Präsident des vsllstehenden Direktoriums,
G a y r e.

Im Namen des Direktoriums, der Gen. Sckr.

Mousson.

Ministerium des Kriegswesens.
Der Kriegsminister all die Statthalter.
Ich zeige euch hiemit an, daß, Kraft des den

z->. November zwischen den bevollmächtigten Ministern
der fränkischen und helvetischen Republik geschlossenen

Vertrags, die erste Halbbrigade der Hklfstruppen (von
18,000 Mann in Frankreichs Solde) in Bern errichtet
und versammelt werden soll.

Ihr werdet dieß nun durch einen Aufruf der Jugend
eueres Kantons wissen lassen. Saget ihr daß ihr,
lebendig überzeugt, sie werde dem Vorbilde unserer
Altvordern und deren Gesinnung treu seyn, sie einladet,
gemeinsam mit unsern unüberwindlichen Bnndsgenoffen
für die Vertheidigung der gleichen Sache die Bahn des

Ruhms und der Gefabren zu wallen ; daß es nun darauf
ankommt, die Gleichheit unserer Rechte zu schirmen,
welche die freie Landesverfassung uns gewährt, — nun
darauf ankommt, unsere vaterländische Erde vor der
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Wuth feindlicher Einbräche zu schirme«, die untere
Wohlfahrt ganz zerstören wollen; daß der gegenwärtige
Kriegsdienst dem tapfern und dem klugen Soldaten
Beförderungsausstchten öffnet, die bei dm Kantonà-
gierungen ehemals nur die Beute der Vornehmen und
Adelichen waren; daß, es mag der Friede nah seyn,"
oder erst durch neue Triumpfe erkauft werden müßen,
er doch die kriegerische Laufbahn nicht unterbrechen,
sondern daß hingegen das neue Corps, durch eine aus-
drukliche Bedingung, auf dem Fuß der besten Kapitu-
lationen in Diensten irgend einer der befreundeten Frei-
stauten treten werde. Füget zu diesen Beweggründen
hinzu > was euere genauere Kenntniß vom Charakter
euercr Mitbürger euch zu sagen gebietet.

Bürger Perrier, Chef dieser Brigade, ist beauftragt,
sich mit euch einzuvcrstehen, so wie ihr eingeladen seyd,
mit ihm eins zu seyn, um alle uüzliche Maaßregeln
in Rüksicht dieser Truppenerrichkung zu nehmen, doch
mir dem Vorbehalt, mir mit der grösteu Genauigkeit
davon Nachricht zu geben.

Dem Original gleich.

I 0 mini, Chef des Bureau.

Gesezgebu ng.
Trosser Rath, 2g. Januar.

(Fortsetzung.)
F im m er mann gesteht daß ihm der § schon in

der Commission mißfiel, daß aber die Majorität der-
selben ihn ausstellen wollte, um dadurch den Ge-
meiudsgeist desto eher zu zerstören; allein er ist über-
zeugt, daß die neue Verschiedenheit, die unter den
Bürger» aufgestellt würde, sehr nachtheilig wäre; er
stimmt also zur Durchstreichung des §, und ^vidersczt
sich der Vertagung des Gutachtens, weil dasselbe von
der grdsten Dringlichkeit ist. Drr § wird durchge-
strichen.

Der Z 14 wird ohne Einwendung angenommen.
§ 15. Broye will daß auch die Aahl der An»

thcilhaber an den Gemeindsgätern, der Verwaitungs-
kammer eingegeben werde, damit dadurch der Ein-
kaufpreis desto eher verhäitnißmassig mit dem wahren
Antheil eines jeden Burgers an demselben bestimmt
werden könne. Desloes stimmt ganz zum §, weil
z. B. die Gemeimveiden nach der Zahl des Viehes,
das darauf gesandt werden kann, benuzt werden,
also auch nach den, gleichen Maaßstab vertheilt wer-
den sollen, und also durch Breyes Beisaz grosse Un-
ordnmig entstühnde. Broye beharret auf seinem Am
trag, weil je mehr Theiler vorhanden find, desto ge-
ringer wird jeder Tßeii werden. Thorin stimmt
Broye bei, weil nicht das Vieh sondern die Menschen
Thei.Haber des Gemeindguts stnd, und es nur Miß-
brauch in einigen Gemeinden ist, daß die Reichen,
welche mehr Vieh besitzen als die Armen, auch gröl^



fern Vortheil aus den Gemeindsgütem ziehen, da doch
das Anspruchrecht Aller gleich ist. Der § wird mit
Broyes Zusaz angenommen.

§ l6. Rellstab will daß hier nur vom Gemeind-
gut die Rede sey, weil durch Verwerfung des iz §

nun Wohl auch das Armengut hier mitbegriffen ft»»
kömtte, und dann der Einkauf m dr« meisten Gemein-
den «^Möglich würde, wegen der Stärke der Summe,
die dazu erfsderlich wäre.

De sloe s vertheidigt den K, weil derselbe den
bisher angenommnen Grundsätzen gemäß ist, und keine
Ausnahme über das Aemengut statr haben kann.

Zimm ermann vertheidigt den § ebenfalls, wcl
cher auch angenommen wird.

§ 17. Broye will auch hier wieder ftinm beim

iZ H yorgeschîagnen BeisaZ hinzufügen. Nell st ab
glaubt, dieser § ft» ungerecht, weil er dem Eigen,
thmnsrecht der Gemeinden zu nahe trete, daher fodcrt
er dessen Durchstreichung. Deslses finddt Broyes
Beisaz überflüssig, weil derselbe nun schon beim 15 §

angenommen wurde; er glaubt aber dieser § sey durch-
aus nothwendig, um die Möglichkeit der Einkaufung
zu erleichtern, dagegen will er daß die Gemeinden,
wann ihnen der Einkaufpreiß herabgesetzt wurde, und
fie glaubten Recht zur Klage zu haben, sich hierüber
an das Vollzftchungsdirektorium wenden können.

Ficrz glaubt such dieser § sey dem Eigenthums-
recht zuwider, weil die Gemeinden ihre Gemeindgüter
taxieren müssen, mn dieselben zu versteuren, und mau
also dadurch hinlänglich gesichert ist, daß sie ihre Ge
lneindgüter nicht zu hoch anschlagen werden; er fodert
daher Durchstreichung dcS zweiten Theils dieses §,
und will einzig die gemachten Schätzungen zur Ein

* ficht den Verwaltungskammern zusenden lassen.
Bourgeois will Fierz beistimmen, oder aber

im Fall der H angenommen wurde, die gesetzgebende«
Räthe zwischen den Verwalkmsskammern nnd deu Ge
weinden, im Fall von Streit, entscheiden lassen.

Secreta» sagt, da die Gemeinden nicht gerne
neue Antheilhaber aufnehmen werden, so ist durchaus
nothwendig, daß ihre Schätzung nüthigenfalls ge
màssîgt werden könne, ohne dieses wurde das ganze
Gutachten überflüssig; da nun dieses eine Pvltzeiauf-
ficht ist, so gehört der Entscheid darüber offenbar der

vollziehenden Gewalt; daher stimmt er zum §. An-
Verwerth ist gleicher Meinung, weil sonst wahr-
fcheinlich jede Gemeinde einen Prozeß erhalten würde.
Ki Ich in a nn unterstützt ganz Fier;, weil die Ge-.
meinden der jährlichen Versteunmg wegen, ihre Ge-
memdgnter. richtig schätzen werden, und der § selbss
despotisch wäre. A m m a n n ist auch Kilchmanns Mei-
nung, weil durch diesen K die Gemeinden gar alle
Rechts verlieren würden.

Koch sagt: wo möglich muß man immer auf die
grossen nnd ausgedehnten Wirkungen Rücksicht nehmen,
und bei diesem ganzen Gutachten ist besonders die alle
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mälige Ausrottung des Spießbürgergeiftes höchst wich-
tig, denn wann diesem nicht entgegen gearbeitet wird,
so wird besonders die gegenwärtige Spannung zwischen
den Städten und der Landschaft noch langeIahre daure».
Wenn nun eine Gemeinde ihren Eintritt zum Miteigen-
thum an ihren Gcmcindgütern zu hoch ansetzt, um ihr
Gcmeindsbürgerrecht welches beftnders bei den Städten
der Fall ftyn wird, fernerhin geschlossen zu halten, sä
wird auch kein neuer Bürger sich in denselben einfinden
können, und also jene Spannung und jener leidige
Gemeindsgeist noch forcdauren; kann aber diese Ein-
kaufsumme aus einen massigen Fuß herabgesetzt werden,
so werben die bisherigen Gemeindsbürgerschaften ge-
mengt und allmülig abgeändert, also auch jene Span-
nung zwischen denselben nach und nach sich verlieren
und allgemeiner patriotischer Bi'irZersinn und Gemein-
geist sich bilden. Da nun alles was die Verwaltung
und die allgemeine Polizei angeht, von der vollziehenden
Gewalt besorgt und darüber entschieden werden soll,
so ist der § zwekmässig.

Fierz beharret auf seinem ersten Antrag, weil
das Eigenthumsrecht geschuzt werden soll, und keine
überspannte Schätzungen statt haben werben, wegen dee
Angabc die die Gemeindgüter jährlich an den Staat
abgeben müssen; er fodert also Durchstreichung des
leztm Theils dieses §.

Gute r ist über;'ugt, daß dieses Gutachten mehr
zum Wohl der Republik und zur Zerstörung des Fode-
ralismus beitragen kaun, als die peojcktirte Ver-
wischuug der Kantone e allcrfoderst kennt er nur eine
Art von Bürgerrecht, nämlich das allgemeine helve-
tische; da nun die Gemeindgükcr zu wahren» Eigen»
thun, erklärt sind, so muß dieses nicht wieder durch
diesen § zurükgenommen werden; überhaupt ist das ganze
lächerlich, bann eigentlich sollte für alle Gemeinden
nur ein Einkaufpreis bestimmt werben; er stimmt
Fierz bei.

Gmür glaubt, dieser § widerspreche demjenigen
der den Gemeinden die Schätzung ihres Einlrittsrecht
austrage, und «stimmt also Fierz bei.

Graf glaubt, wann man diesen Z nicht annehme,
so werde das ganze Gesez unnü;, weil die Einkaufs-
summen alle zu hoch bestimmt würden, und also hier
ein Richter aufgestellt werden muß, der sich am besten
in der Verwalttmgskammcr findet; daher stimmt er
zum st

Seeretan fuhrt vcrsch kdene Tha-sachen an, durch
die bewià wird, daß selbst die alten Regierungen
oft die Einkaufssummm herabsetzten und die Einschlieft
sung der Genieindsbürgerrcchte hinderten; wollten wir
nun noch föderalistischer seyn als die föderalistischen Re-
gierungen selbst? er stimmt Graf bei.

Er la cher ist gleicher Meinung, und will, wann
die Vcrwalwngskammcm nicht recht richten, das Dft
rektorium oder bc» grossen Rath urtheilen lassen.

Carrardbezeugt, daß ungeachtet er gestern wider
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te» si, und /2. § sprach er nun für diesen k stimmen
muß, weil, wann derselbe nicht angenommen würde/
die vorigen Hh uuuüz würden, indem dieser das Mittel
M 'Anwendung von jenen Grundsätzen enthalt. Fier-
zcn's Einwendung ist durchaus ungültig weil die Ge-
meiudgüter Lasten tragen uud diese tragen müssen,
und daher kein vollständiges Eigenthum sind. Wenn
nun die Starke der Gemeindgüter in die Zahl der Theil-
Haber getheilt, die Einkaufssumme bestimmen müßte,
so würde in den reichen Gemeinden die Einkaufssnmme
auf mehrere 100 Dublonen steigen können, da doch der
Beitritt zu den Gemeindgütern gewiß mcht so viel
werth ist; die Eiukaufssumme muß also das Resultat
von einer Vergleichung zwischen der Stärke des Ge-
memdgnts und der Zahl der Gemeindsbürger im Vcr-
hältuiß zu den Beschwerden, die das GememdsguL zu

tragen hat, seyn, und folglich auch rann diese ziemlich
verwickelte Bestimmung durchaus nicht der Willkühr der

Gemeinden ausschließend ».erlassen werden, und daher
stimmt er zum K.

Zimmermann bedauert die Verminderung des

wahren patriotischen Sinnes unsrer Versammlung sen

jenem Zeitvunkt, wo dieser §. bei der ersten BeHand-
lung dieses Gutachtens mit großem Stimmenmehr an-
genommen wurde : denn was war hauptsachlich die Kla-
ge ehedem über die Verfassung, als die undurchdrwg-
lichen Mauern, mit denen alle Gemeinden, und beson

ders die größern, umzingelt waren! — und jezt woll-
ten wir noch diese unüberfteiglichen Absonderungen fort-
dauern lassen? und dieses würden wir thun, wen» wir
den Gemeinden unbedingt die Schätzung ihrer Einkauf-
summe überlassen wollten! wird Vieler tz. nicht ange-
nomme», so können wir den ganzen Beschluß als unnüz

auf die Seite legen. H über stimmt ganz bei, und will
zur Beruhigung der anders denkenden Mitglieder dem

§. noch beisetzen, daß die Verwàmgskammcrn die
Schätzung herabsetzen können, wenn diese dem uten
dieses Gesetzes zuwider ist.

Elmlinger folgt Fierz und wundert sich, daß

man nun den Verwaltungsksmmers so viel Gewalt ge-
den wolle, da man doch ihnen Obereinnchmer gegeben,
und ihnen a!>'o damals nicht das grösie Zutrauen ge-

zeigthat. Merz stimmt auch für Fierz, Weiler glaubt
man hatte keiner Revolution bedürfen, wenn man sich

wieder so einengen wolle. Der §. wird, so wie die bei-
den folgenden, "ohne Abänderung angenommen.

§. 20. Schlumpf glaubt, dieser greife der

jenigrtt Kommission vor, welche über Vertheilung der
Gemeindgüter niedergesezt ist, und wünscht daß man
in diesen Gegenstand noch nicht emr-eke: besonders aber
kann ,r der Minorität nicht beistimmen, sondern wünscht
einzig, daß die Vertheilung der Grmemdgüker eiustwei-
ien gesetzlich eingestellt werde. Relist ab ist gleicher
Meinung und fodert gänzliche Weglassung dieser

sswohl Verwiegen der Minorität, als auch dessen der
Majorität/ Desloes folgt, weil wir hier you Bur-
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gerrechten und nicht von Vertheilung der GemeindgS-
ter zu sprechen habe». Schlump fs Antrag wird an-
genommen.

Schlumpf glaubt noch neben den Gemeindgü-
tern seyen auch Munizipalgüter, welche ausschließend
zu den Ausgaben der Gemeinden gehören, und also den
Munizipalitäten übergeben werden sollten: er begehrt,
daß die Kommission noch einen K vorschlage, welcher
diese Absonderung bewürken könne. Rellstab fodert
Tagesordnung, weil dieser Gegenstand nicht hieher ge-
hören kann. Kilchmann fodert -Verweisung von
Schiumpfs Motion an die Gemeindsgüter - Vertheil
luugskommissson. Zimmermann folgt Kilchmann,
mit dem sich auch Schlumpf vereinigt, und dessen An-
trag angenomiNUl wird.

Aus Schlumpfs Antrag soll das Bürgerrechts-
-Nest; gedruckt und bekannt gemacht werden.

Preux zeigt an, daß die Stadt Sitten im Wal-
lis, als der Iceiheiksbaum gepflanzt werden sollte, nach
Zurachziehung aller Facultäten, ihre Gemeindsgüter ver-
theilten, ohne daß die sogenannten Hincersaßen einen
Antheil daran erhielten, ungeachtet diese auch Anspruchs-
recht an dieselben hatten: da nun diese Vertheilung in
jeder Rüksicht wiederrechtlich war, so fodert er einelln-
tcrsuchungscommiffion über diesen Gegenstand.

Zimmermann fodert Verweisung dieses Antrags
an die Gemeindsgüter- Vertheiiungskommission, welche
zugleich im Allgemeinen über die schon vertheilten Ge-
meindsgüter, von denen einige selbst wieder eine be-
stimmte Verordnung getheilt wurden, ein Gutachten
vorlegen soll. Seeretan fodert Tagesordnung, weil
dieser Gegenstand durchaus richterlich ist. Preux
stimmt Zimmerman« bei. Perighe will wissen, ob
diese Vertheilung vor oder nach Annahme der Konstitn-
lion statt harte. Preux erklart, daß dieses vor An-
nähme der Konstitution geschah. Nüce muß Secretan
beistimmen, obgleich er diese Vertheilung nicht billigen
kann: doch wünscht er zu entscheiden, wer hier Rich-
ter seyn soll, weil das Distriktsgericht von Sitten ganz
parthcyssch ist. E riacher stimmt Peux bey. I ac -
qui er folgt Secretan, weil der französische Resident
Mangsurit diese Theilung billigte. Anderwerth fs-
dert Tagesordnung. H u b er folgt auch Secretan,
weil über die vonNüce aufgestellte Frage schon gesez'ich
lich verfügt ist. Dieser Antrag wird angenommen.

Das Direktorium übersendet folgende Bochschaft:

Das Vollss'ehmlgs - Direktorium der einen
und untheilbaren helvetischen Republik,
an das geftzgebeude Corps.

Bürger Gesezgeber!
Das Direktorium weiß, daß eine von dem grossen

Rath niebergesezte Kommission sich mit der Abfassung
eines Gesetzes über die Bediugnisse beschäftigt, unter
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